
Die im Rahmen des Schweizer Erweiterungs-
beitrags eingerichteten Partnerschaftsfonds 
dienen dem Erfahrungsaustausch von Institu-
tionen in den neuen EU-Mitgliedstaaten mit 
Schweizer Partnern – beispielsweise in den Be-
reichen Langsamverkehr, pädagogische Ausbil-
dung und Biodiversität. Der Schweizer Beitrag 
an die Partnerschaftsfonds zur Finanzierung 
von Kleinprojekten beläuft sich auf rund 25 
Millionen Franken.

Der schweizerische Erfahrungswert in Bereichen wie 
Umweltschutz und Forschung, aber auch in weite-
ren Themengebieten, ist sehr ausgeprägt. Aufgrund 
meist historisch bedingter, fehlender Erfahrung in 
den unterschiedlichsten Bereichen der Partnerländer 
können Schweizer Organisationen somit viel zum ak-
tiven Wissensaustausch beitragen. 

ERFAHRUNGSAUSTAUSCH ALS ZENTRALE 
AKTIVITÄT

Durch die Partnerschaftsfonds in Bulgarien, Kro-
atien, Polen, Rumänien, der Slowakei, Slowenien, 
Tschechien sowie Ungarn werden somit institutio-
nelle Partnerschaften zwischen der Schweiz und den 
betreffenden Ländern unterstützt und ausgebaut. 

Im Zentrum dieser Partnerschaften steht ein Erfah-
rungsaustausch auf dem entsprechenden Fachge-
biet. Dadurch können Institutionen und Behörden in 
den neuen EU-Mitgliedstaaten vom Schweizer Fach-
wissen profitieren. Gleichzeitig können schweizeri-
sche Organisationen ihre Netzwerke und ihre Kom-
petenzen dank Partnerschaften mit Organisationen 
in den Partnerländern weiterentwickeln.

Durch die Partnerschaftsfonds unterstützt die 
Schweiz um die 280 Kleinprojekte, welche konkre-
te Probleme in den Partnerländern lösen helfen und 
die Lebensbedingungen der Bevölkerung verbessern 
werden. Als Partner zugelassen sind dabei in den 
Partnerländern wie auch der Schweiz nur Organi-
sationen, die keinen kommerziellen Nutzen an der 
Projektbeteiligung verfolgen, wie zum Beispiel Stif-
tungen oder Vereine. Ausserdem stehen diese Fonds 
auch Behörden wie einer Gemeinde oder einer kan-
tonalen Verwaltungseinheit offen. Auch Gewerk-
schaften sind zu einer Partnerschaft zugelassen. Das 
klassische Beispiel einer Partnerschaft stellt die Städ-
tepartnerschaft dar.

ERSTE PARTNERSCHAFTSPROGRAMME BE-
REITS ABGESCHLOSSEN

Einige Partnerschaftsfonds sind bereits abgeschlos-
sen oder stehen kurz vor dem Abschluss, ausser 
in Bulgarien, Rumänien und Kroatien, wo die Pro-
gramme noch länger andauern. Mithilfe Schweizer 
Fachwissen konnte beispielsweise in Tschechien ein 
Projekt zur Förderung des Langsamverkehrs durch-
geführt werden. Ein weiteres Projekt befasste sich 
mit dem Einbezug der Rechte der Kinder in der pä-
dagogischen Ausbildung. Im Rahmen des sloweni-
schen Partnerschaftsfonds wurde ein gemeinsames 
Forschungsprojekt zum Erhalt der Biodiversität um-
gesetzt. 

In Polen wurde der Fokus auf Städte- und Gemeinde-
partnerschaften gelegt. So konnten polnische Städte 
und Gemeinden sich beispielsweise in Bereichen wie 
Raumplanung oder öffentlicher Verkehr mit Schwei-
zer Behörden austauschen.

 PARTNERSCHAFTSFONDS IN DEN NEUEN EU-MITGLIEDSTAATEN

PARTNERSCHAFTEN STÄRKEN BILATERALE BEZIEHUNGEN 



ZUSAMMENARBEIT BRINGT GEGENSEITIGE 
VORTEILE

Auch die Schweiz erweitert durch den Aufbau und 
den längerfristigen Erhalt von Partnerschaften zwi-
schen öffentlichen Behörden und Institutionen ih-
ren Wissenshorizont auf verschiedenen Ebenen und 
kann vom gegenseitigen Erfahrungsaustausch pro-
fitieren. Durch die Partnerschaftsprojekte erhalten 
Schweizer Partner eine aktive Rolle beim Abbau der 
wirtschaftlichen und sozialen Ungleichheiten zwi-
schen den neuen Mitgliedstaaten und der EU.

Projekte werden bei der nationalen Institution einge-
reicht, die mit der Verwaltung des Fonds beauftragt 
worden ist. Ein breit abgestütztes Auswahlkomitee 
vor Ort, in welchem auch die Schweiz vertreten ist, 
entscheidet über die Finanzierung der Projekte. 

Durch die Partnerschaftsfonds im Rahmen des 
Schweizer Erweiterungsbeitrags:

•	 werden um die 280 Partnerschaftsprojekte mitfi-
nanziert.

•	 werden institutionelle Partnerschaften zwischen 
öffentlichen Körperschaften aus den neuen 
EU-Mitgliedstaaten und der Schweiz geschaffen 
und gefördert.

•	 findet ein Austausch von Fachwissen zwischen den 
neuen EU-Mitgliedstaaten und der Schweiz mit 
gegenseitigem Nutzen statt.

DAS PROGRAMM IN KÜRZE

THEMA
Zivilgesellschaft stärken

LÄNDER
Bulgarien, Kroatien, Polen, Rumänien, Slowakei, Slowe-
nien, Tschechien, Ungarn

PARTNER
Schweizer Nichtregierungsorganisationen (NGOs) sowie 
öffentliche Körperschaften

AUSGANGSLAGE / HINTERGRUNDINFORMATION
Historisch bedingt verfügen Institutionen, Organisa-
tionen und öffentliche Körperschaften in den neuen 
EU-Mitgliedstaaten in vielen Fachgebieten noch nicht 
über ein ausgeprägtes Fachwissen. Durch den Wis-
sensaustausch mit Schweizer Partnern können diese 
Erfahrungs- und Wissenslücken auf den entsprechen-
den Fachgebieten verringert werden.

ZWECK
•	 Ausbau bestehender und Förderung neuer institutio-

neller Partnerschaften zwischen Nichtregierungsorga-
nisationen, Forschungsinstitutionen und öffentlichen 
Behörden aus den Partnerländern und der Schweiz.

•	 Umsetzung von Partnerschaftsprojekten, die aktiv zur 
Verbesserung der Lebensbedingungen der Einwoh-
ner beitragen werden.

AKTIVITÄTEN
•	 Auswahl und Umsetzung von rund 280 Partner-

schaftsprojekten
•	 Transfer von Schweizer Fachwissen
•	 Auf- und Ausbau institutioneller Partnerschaften
•	 Lernbesuche beim Projektpartner
•	 Gegenseitige Evaluationen und Verfassen von Erfah-

rungsberichten
•	 Aufbau langfristiger internationaler Beziehungen auf 

dem Fachgebiet

ZIELGRUPPEN
Nichtregierungsorganisationen und öffentliche Körper-
schaften in den entsprechenden Partnerländern und 
der Schweiz

KOSTEN
Gesamtprojektbudget (Höhe des Schweizer Beitrags):
25,3 Mio. CHF
Fondshöhe nach Ländern:
Bulgarien: 2,2 Mio. CHF
Kroatien: 2 Mio. CHF 
Polen: 3,4 Mio. CHF 
Rumänien: 5 Mio. CHF 
Slowakei: 2,5 Mio. CHF 
Slowenien: 1,1 Mio. CHF 
Tschechien: 5,1 Mio. CHF 
Ungarn: 4 Mio. CHF

VERANTWORTUNG FÜR DIE PROJEKTUMSETZUNG
Institutionen aus den neuen EU-Mitgliedstaaten in 
Zusammenarbeit mit einem Schweizer Partner

DAUER 
je nach Land unterschiedliche Laufzeiten
Bulgarien: 2012-2017
Kroatien: 2017-2021
Polen: 2009-2015
Rumänien: 2011-2019
Slowakei: 2011-2016
Slowenien: 2010-2014
Tschechien: 2009-2016
Ungarn: 2010-2013
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